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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 12. Oktober 1946 57. Stück
184. Bundesgesetz: Gebührengesetz 1946.
1 8 5 . Bundesgesetz: Grunderwerbsteuernovelle 1946.
1 8 6 . Verordnung: Bewirtschaftung von amerikanischen Schnitt- und Wurzelreben.
1 8 7 . Verordnung: Weinerfassungs- und Bewirtschaftungsverordnung 1946.

1 8 4 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946 über
Stempel- und Rechtsgebühren (Gebühren-

gesetz 1946).
Der Nationalrat hat beschlossen:

I. A b s c h n i t t .
Allgemeine Bestimmungen.

§ 1. Den Gebühren im Sinne dieses Gesetzes
unterliegen Schriften und Amtshandlungen nach
Maßgabe der Bestimmungen im II. Abschnitte
sowie Rechtsgeschäfte nach Maßgabe der Be-
st immungen im III. Abschnitte.

§ 2. Von der Entrichtung von Gebühren sind
befreit:

.1. der Bund, die von ihm betriebenen Un te r -
nehmungen sowie öffentlich-rechtliche Fonds,
deren Abgänge er zu decken verpflichtet ist;

2. die übrigen Gebietskörperschaften im Rah-
men ihres öffentlich-rechtlichen Wirkungskreises;

3. sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften,
weiters alle Vereinigungen, die ausschließlich
wissenschaftliche, Humani tä t s - oder Wohltä t ig-
keitszwecke verfolgen, hinsichtlich ihres Schriften-
verkehres mit den öffentlichen Behörden und
Ämtern ;

4. die als Gesandte fremder Mächte bestellten
Angehörigen auswärtiger Staaten rücksichtlich
der von ihnen selbst oder ihren Bevollmäch-
tigten oder Vert re tern stat t ihrer ausgestellten
Schriften, sofern sie sich nicht auf Rechtsge-
schäfte über unbewegliche, im Inlande gelegene
Sachen oder auf den letzteren haftende Forde-
rungen beziehen.

§ 3 . (1) Die Gebühren sind entweder feste Ge-
bühren oder Hunder tsa tzgebühren.

(2) Die festen Gebühren sind, sofern in den
Tarifbestimmungen nichts anderes verfügt wird,
durch Verwendung von Stempelmarken zu
entrichten; durch Verordnung oder fallweise
Verfügung kann die Entr ichtung dieser Gebühren
durch amtlichen Aufdruck von Stempelwert-
zeichen (Stempelaufdruck) auf unbeschriebenes,
zur Ausfertigung von Schriften bestimmtes
Papier, und zwar auf ganz leeres Papier oder
auf unbeschriebene Vordrucke (Blankette), an-
geordnet oder gestattet werden.

(3) Die Hunder tsa tzgebühren sind bis zu dem
Betrage von 50 S durch Verwendung von Stem-
pelmarken, bei höheren Beträgen durch Ein-
zahlung auf G r u n d amtlicher Bemessung zu ent-
richten. Durch Verordnung kann der Höchst-
betrag für die Entr ichtung der Hundertsatzge-
bühren in Stempelmarken abgeändert werden.

§ 4. (1) Bei der Verwendung von Stempel-
marken ha t als Grundsatz zu gelten, daß jede
Schrift gleich bei der Ausstellung auf einem mi t
dem gesetzmäßigen Stempel versehenen Papier
geschrieben werden m u ß .

(2) Die Stempelmarke kann auf der schon aus-
gefertigten Schrift angebracht werden

a) bei stempelpflichtigen Eingaben;
b) bei Schriften, die an sich nicht gebühren-

pflichtig sind, wenn von ihnen ein die Ge-
bührenpflicht begründender Gebrauch ge-
macht wird, zum Beispiel bei ihrer Verwen-
dung als Beilagen;

c) bei Urkunden über Rechtsgeschäfte und
bei Zeugnissen, die aus dem Ausland ins
Inland eingebracht werden;

d) bei Protokollen.

§ 5. (1) Unte r Papier ist jeder zur Ausfertigung
stempelpflichtiger Schriften best immte oder ver-
wendete Stoff zu verstehen.

(2) Un te r Bogen ist Papier zu verstehen, dessen
Seitengröße das Ausmaß von zweimal 210 mm x
297 m m nach einer oder nach beiden Richtun-
gen nicht überschreitet. Für dieses Ausmaß über-
schreitende Papierblätter sind die festen Stempel-
gebühren im zweifachen Betrage zu entrichten.

(3) Die in den Tarifbestimmungen „für jeden
Bogen" festgesetzte Gebühr ist im vollen Betrage
zu entrichten, auch wenn zu der bezüglichen
Schrift weniger als ein Bogen verwendet wird.

§ 6. (1) Bei den einer festen Gebühr unterliegen-
den Schriften sind der zweite und jeder weitere
Bogen mit dem für den ersten Bogen vorge-
schriebenen Stempel zu versehen; beträgt jedoch
die feste Gebühr für den ersten Bogen mehr als
2 S, so unterliegt jeder weitere Bogen der festen
Gebühr von 2 S.
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(2) Bei Rechtsgeschäften, die einer Hundert-
satzgebühr unterliegen, ist für den zweiten und
jeden weiteren Bogen der bezüglichen Schrift
(Urkunde) eine feste Gebühr von je 2 S in
Stempelmarken zu entrichten.

§ 7. Besteht zwischen zwei oder mehreren Per-
sonen eine solche Rechtsgemeinschaft, daß sie in
bezug auf den Gegenstand der Gebühr als eine
Person anzusehen sind, oder leiten sie ihren An-
spruch oder ihre Verpflichtung aus einem gemein-
schaftlichen Rechtsgrunde ab, so ist die Gebühr
nur im einfachen Betrage zu entrichten.

§ 8. (1) Unter dem Ausdrucke „Amtlicher
Gebrauch" wird die Verwendung einer Schrift
bei einer öffentlichen Behörde, einem Gerichte,
einem Amte oder einer öffentlichen Kasse zu
dem Zwecke, zu dem sie ausgestellt ist, ver-
standen, gleichgültig, ob sie in Urschrift oder
in Abschrift beigebracht wird.

(2) Die Veranlassung einer amtlichen einfachen
oder vidimierten Abschrift oder die Vidimierung
einer von der Partei selbst verfaßten Abschrift
oder die Überreichung einer Schrift zur amt-
lichen Aufbewahrung ist kein amtlicher Gebrauch
im Sinne des Abs, (1).

§ 9. (1) Das Zwei- bis Zehnfache des vorschrifts-
mäßig entfallenden Gebührenbetrages, nach Ab-
rechnung des Betrages, der in Stempelmarken
entrichtet wurde, ist ohne Einleitung eines Straf-
verfahrens von den zur Zahlung der Gebühr
oder zur Haftung für sie verpflichteten Personen
zur ungeteilten Hand einzuheben:

1. Wenn feste Stempelgebühren oder in
Stempelmarken zu entrichtende Hundertsatz-
gebühren, ausgenommen die Gebühren für Rech-
nungen, nicht oder nicht im gesetzlichen Betrage
oder nicht rechtzeitig entrichtet werden oder
wenn die Stempelmarken auf den bezüglichen
Urkunden (Schriften) nicht vorschriftsmäßig an-
gebracht oder entwertet werden. Es ist zunächst
nur die Entrichtung der zweifachen Gebühr ein-
zumahnen; bleibt diese Mahnung erfolglos, so ist
mit weiteren Steigerungen vorzugehen und
schließlich die Gebühr zwangsweise einzuheben.

2. Wenn Rechtsgeschäfte, für welche die Ge-
bühren auf Grund amtlicher Bemessung zu ent-
richten sind, nicht rechtzeitig zur Gebühren-
bemessung angezeigt werden.

(2) Werden die festen Gebühren für Rechnun-
gen nicht oder nicht im gesetzlichen Betrage oder
nicht rechtzeitig oder nicht auf vorschriftsmäßige
Art entrichtet, so ist ohne Einleitung eines Straf-
verfahrens von den zur Zahlung der Gebühr oder
zur Haftung für sie verpflichteten Personen zur
ungeteilten Hand das l0fache des nicht oder nicht
rechtzeitig oder nicht vorschriftsmäßig entrichte-
ten Betrages einzuheben.

(3) Wird eine stempelpflichtige Eingabe ohne
Stempel persönlich überreicht, so ist sie dem
Überreicher von dem übernehmenden Beamten
der Einreichungsstelle sofort zurückzustellen;
wird eine solche Eingabe nicht persönlich über-
reicht oder nimmt sie der Überreicher nicht zu-
rück, so ist, wenn eine Amtshandlung auf Grund
dieser Eingabe vorgenommen wird, die Gebühr
samt Steigerung nach Abs. (1) nachträglich ein-
zuheben, wenn die Amtshandlung nur aus Rück-
sicht auf den Einschreiter erfolgt. Wird die Amts-
handlung sowohl aus öffentlichen Rücksichten
als auch aus Rücksichten für den Einsdireiter ge-
pflogen, so ist die einfache Gebühr ohne Steige-
rung einzuheben. Wird die Amtshandlung nur
aus öffentlichen Rücksichten gepflogen, so ist
keine Gebühr einzuheben.

II. A b s c h n i t t .

Feste Stempelgebühren für Schriften und Amts-
handlungen.

§ 10. Unter Schriften im Sinne des § 1 sind die
in den Tarifbestimmungen (§ 14) angeführten
Eingaben und Beilagen, amtlichen Ausfertigun-
gen, Protokolle, Rechnungen und Zeugnisse zu
verstehen.

§ 11. Die Gebührenschuld entsteht
1. bei Eingaben und Beilagen im Zeitpunkte

der Überreichung;
2. bei amtlichen Ausfertigungen mit deren Hin-

ausgabe (Aushändigung, Übersendung);
3. bei Amtshandlungen mit deren Beginn;
4. bei Protokollen im Zeitpunkte der Unter-

zeichnung;
5. bei Rechnungen im Zeitpunkte ihrer Aus-

stellung;
6. bei Zeugnissen im Zeitpunkte der Unter-

zeichnung; bei den im Ausland ausgestellten
Zeugnissen, sobald von ihnen im Inland ein amt-
licher Gebrauch gemacht wird.

§ 12. (1) Werden in einer Eingabe mehrere An-
suchen gestellt, so ist für jedes Ansuchen die Ein-
gabengebühr zu entrichten.

(2) Werden in einer amtlichen Ausfertigung
mehrere Bewilligungen (Berechtigungen, Be-
scheinigungen) erteilt, so ist für jede die Stempel-
gebühr zu entrichten.

§ 13. (1) Zur Entrichtung der Stempelgebühren
sind verpflichtet:

1. bei Eingaben, deren Beilagen und den die.
Eingaben vertretenden Protokollen sowie son-
stigen gebührenpflichtigen Protokollen der-
jenige, in dessen Interesse die Eingabe einge-
bracht oder das Protokoll verfaßt wird;

2. bei amtlichen Ausfertigungen und Zeug-
nissen derjenige, für den oder in dessen Inter-
esse diese ausgestellt werden;
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3. bei Amtshandlungen derjenige, in dessen
Interesse die Amtshandlung erfolgt;

4. bei Rechnungen der Aussteller.

(2) Trifft die Verpflichtung zur Entrichtung der
Stempelgebühr zwei oder mehrere Personen, so
sind sie zur ungeteilten H a n d verpflichtet.

(3) Mit den im Abs. (1) genannten Personen ist
zur Entrichtung der Stempelgebühren zur unge-
teilten H a n d verpflichtet, wer im Namen eines
anderen eine Eingabe oder Beilage überreicht oder
eine gebührenpflichtige amtliche Ausfertigung
oder ein Protokoll oder eine Amtshandlung ver-
anlaßt.

§ 14. T a r i f e d e r f e s t e n S t e m p e l
g e b ü h r e n f ü r S c h r i f t e n u n d A m t s -

handlungen.
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III. A b s c h n i t t .

Gebühren für Rechtsgeschäfte.

§ 15. (1) Den Gebühren nach den folgenden
Bestimmungen unterliegen Rechtsgeschäfte, wenn
über sie eine Urkunde errichtet wird.

(2) Kommt ein Rechtsgeschäft durch den Aus-
tausch von Briefen oder durch sonstige schrift-
liche Mitteilungen zustande, so ist es nicht ge-
bührenpflichtig, es sei denn, daß in den Tarif-
bestimmungen das Gegenteil verfügt wird oder
von den Schriftstücken ein amtlicher Gebrauch
gemacht wird.
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(S) Rechtsgeschäfte, die unter das Erbschafts-
steuergesetz, Grunderwerbsteuergesetz, Kapital-
verkehrsteuergesetz (I. Teil Gesellschaftsteuer
und II. Teil Wertpapiersteuer), Versicherung-
steuergesetz, Wechselsteuergesetz oder Beförde-
rungssteuergesetz fallen, sind von der Gebühren-
pflicht ausgenommen.

§ 16. (1) Die Gebührenschuld entsteht, wenn
die Urkunde über das Rechtsgeschäft im Inlande
errichtet wird,

1. bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften,
a) wenn die Urkunde von den Vertrags-

teilen unterzeichnet wird, im Zeitpunkte
der Unterzeichnung;

b) wenn die Urkunde von einem Vertrags-
teil unterzeichnet wird, im Zeitpunkte
der Aushändigung (Übersendung) der
Urkunde an den anderen Vertragsteil
oder an dessen Vertreter oder an einen
Dritten;

2. bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäften,
a) wenn die Urkunde nur von dem unter-

zeichnet wird, der sich verbindet, im
Zeitpunkt der Aushändigung (Über-
sendung) der Urkunde an den Berech-
tigten oder dessen Vertreter;

b) wenn die Urkunde auch von dem Be-
rechtigten unterzeichnet wird, im Zeit-
punkte der Unterzeichnung.

(2) Wenn über ein Rechtsgeschäft eine Ur -
kunde im Auslande errichtet wurde, so entsteht
die Gebührenschuld, sobald die über das Rechts-
geschäft errichtete U r k u n d e in das Inland ein-
gebracht wird und daselbst

a) das Rechtsgeschäft Rechtswirksamkeit
haben soll oder

b) eine durch die Urkunde übernommene
Verbindlichkeit erfüllt oder auf Grund-
lage dieser Urkunde eine andere rechts-
verbindliche Handlung im Inlande vor-
genommen wird oder

c) von der U r k u n d e ein amtlicher Ge-
brauch gemacht wird.

(3) K o m m t ein Rechtsgeschäft durch Austausch
von Briefen oder durch sonstige schriftliche
Mitteilungen zustande u n d ist es nach den Tarif-
bestimmungen in diesem Falle gebührenpflichtig,
so entsteht die Gebührenschuld mi t Aushändi-
gung des die Annahmeerklärung enthaltenden
Schriftstückes; andernfalls entsteht die Gebüh-
renschuld, wenn von den Schriftstücken ein amt-
licher Gebrauch gemacht wird.

(4) Bedarf ein Rechtsgeschäft der Genehmigung
oder Bestätigung einer Behörde oder eines Dr i t -
ten, so entsteht die Gebührenschuld für das be-
urkundete Rechtsgeschäft erst im Zeitpunkte der
Genehmigung oder Bestätigung.

§ 17. (1) Für die Festsetzung der Gebühren ist
der Inhalt der über das Rechtsgeschäft errichteten
Schrift (Urkunde) maßgebend

(2) Wenn aus der Urkunde die Ar t oder Be-
schaffenheit eines Rechtsgeschäftes oder andere
für die Festsetzung der Gebühren bedeutsame
Umstände nicht deutlich zu entnehmen sind,
so wird bis zum Gegenbeweis der Tatbestand
vermutet , welcher die Gebührenschuld begrün-
det oder die höhere Gebühr zur Folge ha t ,

(3) Der Umstand, daß die Urkunde nicht in
der zu ihrer Beweiskraft erforderlichen Förm-
lichkeit errichtet wurde, ist für die Gebühren-
pflicht ohne Belang.

(4) Auf die Entstehung der Gebührenschuld ist
es o h n e Einfluß, ob die Wirksamkeit eines
Rechtsgeschäftes von einer Bedingung oder von
der Genehmigung eines der Beteiligten abhängt.

(5) Die Vernichtung der Urkunde , die Auf-
hebung des Rechtsgeschäfts oder das U n t e r -
bleiben seiner Ausführung heben die entstan-
dene Gebührenschuld nicht auf.

§ 18. (1) Der handschriftlichen Unterzeichnung
durch den Aussteller steht die Unterschrift gleich,
die von ihm oder in seinem Auftrage oder mi t
seinem Einverständnis mechanisch hergestellt
oder mi t Namenszeichnung vollzogen wird.

(2) Der Unterzeichnung steht auch eine Ver-
handlungsniederschrift gleich

1. über einen Vertrag, wenn die Niederschrift
nu r von einem Vertragsteile unterzeichnet
wird,

2. über eine einseitige Erklärung, wenn die
Niederschrift nur vom Erklärungsempfän-
ger unterzeichnet wird.

(3) Gedenkprotokolle, das sind Niederschriften,
in denen von einer oder mehreren Personen
durch Beisetzung ihrer Unterschrift bekundet
wird, daß andere Personen in ihrer Gegenwart
ein Rechtsgeschäft geschlossen oder ihnen über
den erfolgten Abschluß eines Rechtsgeschäftes
Mitteilung gemacht haben, unterliegen der Ge-
bühr für das Rechtsgeschäft, auf das sich das
Gedenkprotokoll bezieht.

(4) Erklärungen (Eingaben, Protokolle), womi t
vor Gericht oder anderen Behörden ein Rechts-
geschäft erstmalig beurkundet wird, sind als ,
Rechtsurkunden anzusehen und unterliegen der
für das Rechtsgeschäft vorgesehenen Gebühr ; die
Erklärung selbst unterliegt dem Stempel für
Eingaben oder Protokolle.

(5) Punktat ionen im Sinne des § 885 ABGB.
sind nach ihrem Inhalte wie Urkunden über
Rechtsgeschäfte gebührenpflichtig; dasselbe gilt
von Entwürfen oder Aufsätzen von zweiseitig

erfeindlichen Rechtsgeschäften, wenn sie von
beiden vertragschließenden Teilen unterzeichnet
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sind oder wenn sie bloß von einem Teile unter-
zeichnet sind und sich in den Händen des an-
deren Teiles befinden.

§ 19. (1) H a t eine der Gebühr nach der Größe
des Geldwertes unterliegende Schrift (Urkunde)
mehrere einzelne Leistungen zum Inhalte oder
werden in einem und demselben Rechtsgeschäfte
verschiedene Leistungen oder eine Hauptleistung
und Nebenleistungen bedungen, so ist die Ge-
bühr in dem Betrage zu entrichten, der sich aus
der Summe der Gebühren für alle einzelnen,
Leistungen ergibt. Als Nebenleistungen sind jene
zusätzlichen Leistungen anzusehen, zu deren Ge-
währung ohne ausdrückliche Vereinbarung nach
den allgemeinen Rechtsvorschriften keine Ver-
pflichtung besteht.

(2) Werden in einer U r k u n d e mehrere Rechts-
geschäfte derselben oder verschiedener Ar t , die
nicht zusammenhängende Bestandteile des
Hauptgeschäftes sind, abgeschlossen, so ist die
Gebühr für jedes einzelne Rechtsgeschäft zu ent-
richten. Dies gilt aber nicht für die in der U r -
kunde über das Hauptgeschäft zwischen densel-
ben Vertragsteilen zur Sicherung oder Erfül-
lung des Hauptgeschäftes abgeschlossenen Ne-
bengeschäfte und Nebenverabredungen, gleich-
gültig, o b das Hauptgeschäft nach diesem Ge-
setze oder einem Verkehrsteuergesetz einer Ge-
büh r oder Verkehrsteuer unterliegt.

(3) Enthäl t eine Schrift (Urkunde) mehrere
Gegenstände, von denen jeder einer festen Ge-
büh r unterliegt oder die teils festen und teils
Hundertsatzgebühren unterliegen, so sind, unbe-
schadet der Bestimmungen der Abs. (1) und (2),
alle Gebühren nebeneinander zu entrichten.

§ 20. De r Gebührenpflicht unterliegen nicht
1. die am Schlusse einer U r k u n d e über ein

durch einen Bevollmächtigten eingegangenes Ge-
schäft beigesetzte Genehmigung (Ratifikation) des
Machtgebers;

2. die den Vollmachten beigefügten Erklärun-
gen betreffend Stellvertretung und deren An-
nahme;

3. die Bestätigung des Handzeichens eines
Schreibunfähigen durch den Namensfertiger und
durch den (die) Zeugen;

4. die von dem abgetretenen Schuldner auf der
Zessionsurkunde beigesetzte Bestätigung, daß
ihm die Abtre tung der Forderung u n d der
neue Gläubiger mitgeteilt wurden, sowie die
Anerkennung der Richtigkeit (Liquidität) von
Seite des Schuldners, wenn über das ursprüngliche
Schuldversprechen eine Urkunde mit einem sach-
lich identischen Rechtsgrund, Inhalt und U m -
fang ausgefertigt und der Gebühr nach diesem
Gesetze unterzogen wurde.

§ 2 1 . Werden durch einen Zusatz oder Nach-
trag zu einer bereits vollständig ausgefertigten

Urkunde die darin zum Ausdrucke gebrachten
Rechte oder Verbindlichkeiten ihrer Ar t oder
ihrem Umfange nach geändert oder der durch
Zeitablauf erlöschende Vertrag verlängert, so
ist dieser Zusatz oder Nachtrag nach Maßgabe
seines Inhaltes selbständig gebührenpflichtig.

§ 22. Ist eine Leistung nicht mit einem be-
st immten Betrage, wohl aber deren höchstes
Ausmaß ausgedrückt oder ist zwischen zwei oder
mehreren Rechten oder Verbindlichkeiten eine
Wahl bedungen, so ist die Gebühr im ersteren
Falle nach dem Höchstbetrage, im letzteren Falle
nach dem größeren Geldwerte der zur Wahl ge-
stellten Leistungen zu entrichten.

§ 23. Sind in einer U r k u n d e über ein Rechts-
geschäft schätzbare u n d unschätzbare Leistungen
bedungen, so bleiben für die Gebührenermit t -
lung die unschätzbaren Leistungen außer An-
schlag; die Gebühr für das Rechtsgeschäft be-
trägt jedoch mindestens 2 S.

§ 24. Im Falle eines Neuerungsvertrages (No-
vation) k o m m t die Gebühr für jenes Rechts-
geschäft in Anwendung, in welches das frühere
Rechtsgeschäft umgeändert wurde.

§ 25. (1) Werden von einer U r k u n d e Gleich-
schriften (Duplikat, Tr ipl ikata usw.) ausge-
fertigt, so unterliegt jede dieser Gleichschriften
für sich den festen und den Hundertsatzgebüh-
ren.

(2) Die Hunder tsa tzgebühr ist jedoch nur ein-
mal zu entrichten, wenn sämtliche Gleichschriften
dem für die Gebührenbemessung zuständigen
Finanzamte innerhalb acht Tagen nach Entste-
hung der Gebührenschuld vorgelegt werden u n d
von diesem Amte auf allen Gleichschriften durch
Vermerk bestätigt wird, daß die betreffende
Schrift eine Gleichschrift ist und die Gebühr für
eine Gleichschrift und mit welchem Betrage in
Stempelmarken entrichtet oder die Anzeige zur
Gebührenbemessung erstattet wurde.

(3) Bei Notar ia tsakten ist die Hundertsatzge-
b ü h r nu r von der Urschrift zu entrichten. Der
Nota r hat auf allen Ausfertigungen einen Ver-
merk darüber anzubringen, daß und mit wel-
chem Betrage die Gebühr auf die Urschrift in
Stempelmarken entrichtet oder die Anzeige zur
Gebührenbemessung erstattet wurde.

§ 26. Für die Bewertung der gebührenpflichti-
gen Gegenstände gelten, insoweit nicht in den
Tarifbestimmungen abweichende Bestimmungen
getroffen sind, die Vorschriften des Reichsbewer-
tungsgesetzes vom 16. Ok tobe r 1934, Deutsches
R. G. Bl. I S. 1035, mi t der Maßgabe, daß be-
dingte Leistungen und Lasten als unbedingte, be-
tagte Leistungen und Lasten als sofort fällige zu
behandeln sind und daß bei wiederkehrenden
Leistungen die Anwendung des § 16, Abs. (3),
des vorerwähnten Gesetzes ausgeschlossen ist.
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§27. Die Hundertsatzgebühren steigen in Ab-
stufungen von 1 S. Beträge über 50 g werden
dabei nach oben, Beträge bis 50 g nach unten
auf volle Schillinge auf- oder abgerundet.

§ 28. (1) Zur Entrichtung der Gebühren sind
verpflichtet:

1. Bei zweiseitig verbindlichen Rechtsge-
schäften,
a)wenn die Urkunde von beiden Ver-

tragsteilen unterfertigt ist, die Unter-
zeichner der Urkunde;

b)wenn die Urkunde nur von einem
Vertragsteil unterfertigt ist und dem
anderen Vertragsteil oder einem Drit-
ten ausgehändigt wird, beide Vertrags-
teile und der Dritte;

2. bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäf-
ten derjenige, in dessen Interesse die
Urkunde ausgestellt ist;

3. bei Gedenkprotokollen jene Personen,
von denen in dem Protokolle bekundet
wird, daß sie das Rechtsgeschäft abge-
schlossen oder von dem Abschlusse des
Rechtsgeschäftes Mitteilung gemacht
haben.

(2) Bei Geschäften, die von zwei Teilen geschlos-
sen werden, von welchen der eine Teil von der
Gebührenentrichtung befreit ist, dem anderen
Teile aber diese Befreiung nicht zukommt, sind
die Gebühren von dem nicht befreiten Teile zur
Gänze zu entrichten.

(3) Trifft die Verpflichtung zur Gebührenent-
richtung zwei oder mehrere Personen, so sind
sie zur ungeteilten Hand verpflichtet.

§ 29. Hat jemand im Namen eines anderen,
ohne von diesem ausdrücklich oder stillschwei-
gend bevollmächtigt zu sein,

1. eine Urkunde über ein Rechtsgeschäft im
Inlande ausgestellt oder angenommen oder

2. von einer im Ausland ausgestellten Urkunde
über ein Rechtsgeschäft einen die Gebühren-
pflicht begründenden Gebrauch gemacht, so ist
derjenige, für den diese Handlungen vorgenom-
men worden sind, zur Entrichtung der durch
dieselben begründeten Gebühr verpflichtet,
wenn er

a) die ohne seinen Auftrag stattgefunden«
Geschäftsführung ausdrücklich oder still-
schweigend genehmigt oder

b) durch sie einen Vorteil erlangt hat.
Ist hingegen keine dieser Bedingungen (a und

b) gegeben, so ist der Geschäftsführer zur Ent-
richtung der Gebühr verpflichtet.

§ 30. Für die Entrichtung der Gebühren von
Rechtsgeschäften haften mit den in § 28 und
§ 29 genannten Personen und unter sich zur un-
geteilten Hand:

1. wer im eigenen oder im Namen eines ande-
ren eine Urkunde über ein Rechtsgeschäft aus-
stellt oder annimmt;

2. wer eine im Ausland ausgestellte Urkunde
über ein Rechtsgeschäft bei Eintritt der Gebüh-
renpflicht [§ 16, Abs. (2)] in Händen hat;

3. die Rechtsanwälte, Notare und sonstigen
Bevollmächtigten bei Rechtsgeschäften, über die
Urkunden unter ihrer Mitwirkung errichtet oder
ausgefertigt worden sind;

4. wer als Zeuge ein Gedenkprotokoll über ein
Rechtsgeschäft unterfertigt hat.

§ 31. (1) Sind die Hundertsatzgebühren auf
Grund amtlicher Bemessung zu entrichten, so
sind die Urkunden über die Rechtsgeschäfte dem
Finanzamte in beglaubigter Abschrift binnen acht
Tagen nach der Entstehung der Gebührenschuld
(§ 16) anzuzeigen.

(2) Die Verpflichtung zur Anzeige obliegt
1. bei Rechtsgeschäften, die im Inlande ab-

geschlossen wurden,
a) wenn das Rechtsgeschäft unter Mit-

wirkung eines Notars, eines Rechts-
anwaltes oder sonstigen Bevollmäch-
tigten abgeschlossen wurde, den Ver-
tragsteilen zur ungeteilten Hand, dem
Notare, Rechtsanwälte oder sonstigen
Bevollmächtigten;

b) in allen anderen Fällen den Vertrags-
teilen zur ungeteilten Hand;

2. bei den im Ausland ausgestellten Ur-
kunden über Rechtsgeschäfte demjenigen,
an den sie im Inland gelangt sind.

§ 32. (1) Die auf Grund amtlicher Bemessun-
gen zu entrichtenden Gebühren werden durch
Bescheid bekanntgegeben. Sie sind binnen dreißig
Tagen nach Zustellung des Bescheides einzu-
zahlen.

(2) Wenn der Zahlungspflichtige nach erfolgter
Gebührenanzeige den Antrag stellt, kann das
Finanzamt ihm die zu entrichtende Gebühr
mündlich bekanntgeben; in diesem Fall hat er
die Gebühr unter Verzicht auf einen Bescheid
und ein Rechtsmittel sofort einzuzahlen.

§33. T a r i f d e r G e b ü h r e n f ü r R e c h t s -
geschäfte.
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IV. A b s c h n i t t .

Schlußbestimmungen.

§ 34. (1) Die Bestimmungen der Reichsab-
gabenordnung vom 22. Mai 1931, Deutsches
R. G. Bl. I S. 161, sind anzuwenden, insoweit
in diesem Gesetze nicht abweichende Bestim-
mungen getroffen sind,

(2) Die Finanzämter sind berechtigt, bei Be-
hörden, Ämtern und öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften die Einhaltung der Vorschriften
dieses Gesetzes von Zeit zu Zeit durch eine
Nachschau zu überprüfen.

(3) Ist jemand im Laufe der letztvorhergegan-
genen zwei Jahre zur Entrichtung von er-
höhten Gebühren gemäß § 9 verhalten worden,
so ist jede weitere Gebührenverkürzung als
Steuervergehen im Sinne der Reichsabgabenord-
nung (§§ 396, 402 und 413) zu verfolgen.

(4) Wird in einem Strafverfahren wegen einer
Gebührenverkürzung eine Geldstrafe auferlegt,
so darf sie nicht weniger als die höchstzulässige
Gebührenerhöhung betragen.

(5) Die Bestimmung des § 410 der Reichsab-
gabenordnung über Selbstanzeige gilt auch für
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jene Fälle, bei denen ohne Einleitung eines
Strafverfahrens Gebührenerhöhungen eingeho-
ben werden können.

(6) Der Schuldige oder Teilnehmer an der
Hinterziehung oder Gefährdung einer Gebühr
haftet für den Betrag, um den die Gebühr ver-
kürzt wurde.

§ 35. (1) Stempel- und Rechtsgebührenbefrei-
ungen, die in österreichischen Gesetzen vorgese-
hen waren, die vor dem 13. März 1938 erlassen
wurden, finden, sofern diese Gesetze in Kraft
stehen oder wieder in Kraft gesetzt werden,
sinngemäß Anwendung.

(2) Bis zur Neuregelung der Sozialversicherung,
der Arbeitslosenfürsorge und der Arbeitsver-
mittlung sind alle Rechtsgeschäfte, Schriften und
Amtshandlungen, die mittelbar oder unmittel-
bar zur Begründung und Abwicklung der Rechts-
verhältnisse zwischen den Sozialversicherungs-
trägern (Verbänden), den Behörden der Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung
einerseits und den Arbeit(Dienst)gebern, Ver-
sicherten und Rentenempfängern anderseits
erforderlich sind, von den Stempel- und Rechts-
gebühren befreit.

§ 36. Schriften und Urkunden über Rechts-
geschäfte, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
errichtet wurden und für die weder nach den
österreichischen Gebührenvorschriften eine Ge-
bühr noch nach dem deutschen Urkunden-
steuergesetz eine Urkundensteuer entrichtet
wurde, unterliegen den Gebühren nach diesem
Gesetze, wenn von ihnen ein amtlicher Ge-
brauch gemacht wird. Zur Entrichtung der Ge-
bühren ist in diesem Falle derjenige verpflich-
tet, der den amtlichen Gebrauch macht.

§ 37. Bis auf weiteres wird der Rechnungs-
stempel mit einem Pauschalbetrag in Form eines
Zuschlages zur Umsatzsteuer in der Höhe von
10 Prozent erhoben. Der Zuschlag ist zusammen
mit der Umsatzsteuer zu entrichten.

§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Renner
Figl Zimmermann

1 8 5 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946,
betreffend Änderungen des Grunderwerb-
steuergesetzes vom 29. März 1940, Deutsches
R. G. Bl. I S. 585, und der Steuerverein-
fachungs-Verordnung vom 14. September
1944, Deutsches R. G. Bl. I S. 202 (Grund-

erwerbsteuernovelle 1946).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Grunderwerbsteuergesetz vom 29. März
1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 585, wird abge-
ändert wie folgt:

a) In § 3 lautet Punkt 2:

„Der Erwerb eines Grundstückes durch Per-
sonen, die mit dem Veräußerer (Geschenkgeber)
in gerader Linie verwandt sind, wenn das
Grundstück der Landwirtschaft gewidmet ist und
der Wert der Gegenleistung (Wert des Grund-
stückes) 6000 S nicht übersteigt. Den Abkömm-
lingen stehen die durch Annahme an Kindes
Statt Verbundenen, den Kindern die Stiefkinder
gleich. Den Abkömmlingen stehen außerdem
ihre Ehegatten gleich, wenn sie auf Grund des,
bestehenden Güterstandes das Grundstück ohne
besondere rechtsgeschäftliche Übertragung mit-
erwerben;"

Die Punkte 6 und 7 entfallen.

b) In § 4, Abs. (1), lautet Punkt 5:
„5 beim Grundstückserwerb zur Weiterfüh-

rung von Betrieben, die infolge eingetretener
Kriegsschäden an einen anderen Standort ver-
legt werden müssen, wenn der Erwerb des Er-
satzgrundstückes bis 30. Juni 1947 erfolgt."

In § 4, Abs. (2), ist nach dem ersten Satz ein-
zuschalten:

„Diese Frist kann durch das zuständige
Finanzamt bis zum Ablauf von weiteren fünf
Jahren erstreckt werden, wenn der Erwerber
nachweist, daß das Grundstück innerhalb des ur-
sprünglichen fünfjährigen Zeitraumes nur aus
kriegsbedingten Gründen zu dem begünstigten
Zweck noch nicht verwendet werden konnte."

Im letzten Satz sind nach den Worten „fünf
Jahren", die Worte „oder innerhalb der er-
streckten Frist" einzuschalten.

c) In § 12, Abs. (1), ist nach dem ersten Satz
einzuschalten:

„Der Einheitswert ist bei land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben, die vom Eigentümer und
seinen Angehörigen (Personen der Steuerklasse
I und II des Erbschaftssteuergesetzes in der
Fassung der Erbschaftssteuernovelle 1946) selbst,
mit oder ohne Beihilfe von fremden Arbeits-
kräften, bewirtschaftet wurden (bäuerliche Be-
triebe), mit einem um 15.000 S verminderten
Betrage anzusetzen, wenn der Erwerber, oder
bei mehreren Erwerbern wenigstens einer, dem
bäuerlichen Berufskreise angehört."

d) In § 13, Abs. (2), ist nach Punkt 3 einzu-
schalten:

„4. beim Grundstückserwerb durch die in
§ 3, Punkt 2, angeführten Personen."

Abs. (3) lautet: „Die Steuer beträgt 4 v. H.
bei dem entgeltlichen Erwerb von Grundstücken,
wenn der Wert der Gegenleistung 30.000 S über-
steigt; hievon ist ausgenommen der Grund-
stückserwerb durch die in § 3, Punkt 2, ange-
führten Personen."
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Dem Abs. (3) werden als neue Absätze ange-
fügt:

„(4) Zur Steuer wird ein Zuschlag von 2 v. H .
eingehoben. Von diesem Zuschlag sind ausge-
nommen der Grundstückserwerb von Todes
wegen u n d Grundstückschenkungen unter Le-
benden im Sinne des Erbschaftsteuergesetzes,
ferner der Grundstückserwerb durch die in § 3,
Punkt 2, angeführten Personen."

„(5) Werden innerhalb zweier Jahre durch
freiwillige Rechtsgeschäfte unter Lebenden von
demselben Obergeber an denselben Übernehmer
Grundstücke oder Grundstücksanteile übertra-
gen, ist die Steuer vom Gesamtwerte der inner-
halb dieses Zeitraumes übertragenen Grund-
stücke oder Grundstücksanteile zu berechnen."

e) In § 21 lautet der Abs. (1), Punkt 2 :
„In § 2 des Gesetzes sind die Abs. (1) und (2)

in der folgenden Fassung anzuwenden:
(1) Unter Grundstücken im Sinne dieses Ge-

setzes sind Grundstücke im Sinne des öster-
reichischen bürgerlichen Rechtes zu verstehen.
Was als Zubehör des Grundstückes zu gelten
hat, best immt sieh nach den Vorschriften des
österreichischen bürgerlichen Rechtes. Zum
Grundstück werden jedoch nicht gerechnet:

1. Maschinen und sonstige Vorrichtungen
aller Art , die zu einer Betriebsanlage gehören,

2. Mineralgewinnungsrechte, Apothekerge-
rechtigkeken und sonstige Gewerbeberechti-
gungen.

(2) Den Grundstücken stehen gleich:
1. Baurechte,
2. Erbpachtrechte,
3. Gebäude auf fremdem Boden."

Artikel II.

Die Steuervereinfachungsverordnung vom
14. September 1944, Deutsches R. G. Bl. I
S. 202, wird abgeändert wie folgt:

In § 15 lautet Abs. (2):
„Beim Grundstückserwerb von Todes wegen

und bei Grundstückschenkungen unter Lebenden
im Sinne des Erbschaftsteuergesetzes, ferner beim
Grundstückserwerb durch die in § 3, Punkt 2,
des Grunderwerbsteuergesetzes in der Fassung
der Grunderwerbsteuernovelle 1946 angeführten
Personen, wird der Zuschlag nach Abs. (1) nicht
erhoben."

Abs. (3) entfällt.

Artikel 1IL

Auf die Grunderwerbsteuer für Grundstücks-
erwerbe von Todes wegen und Grundstück-
schenkungen unter Lebenden sind die §§ 2, 3,
11, 14, 15, 21 , 34 und 42 des Erbschaftsteuer-
gesetzes in der Fassung der Erbschaftsteuer-

novelle 1946 an Stelle der entsprechenden Be-
stimmungen des Grunderwerbsteuergesetzes an-
zuwenden.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.
Es ist insbesondere ermächtigt, das Grund-
erwerbsteuergesetz unter Berücksichtigung seiner
Änderungen . durch dieses Bundesgesetz und
unter Berücksichtigung der gegenwärtigen staats-
und verwaltungsrechtlichen Einrichtungen wie-
der zu verlautbaren.

Renner
Figl Zimmermann

1 8 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 3. Sep-
tember 1946, betreffend die Bewirtschaftung
von amerikanischen Schnitt- und Wurzel-

reben.

Auf G r u n d des § 1 des Gesetzes v o m 3. Juli
1945, St. G. BL N r . 69, über das Verordnungs-
recht des Staatsamtes, für Land- u n d Fors twir t -
schaft, betreffend landwirtschaftliche Erzeug-
nisse, wird verordnet :

§ 1. (1) Die Bewirtschafter von mehr als 1000
in Er t rag stehenden amerikanischen M u t t e r -
stöcken haben die im W i n t e r 1946/47 voraus -
sichtlich anfallende Menge an Schnittreben, nach
Sorten gegliedert, bis 3 t . Ok tobe r 1946 dem
Bundesminis ter ium für Land- u n d Fors twir t -
schaft anzumelden u n d nach dessen Weisungen
zu verwenden.

(2) W e r im Jahre 1946 m e h r als 1000 Stuck
amerikanische Wurze l reben erzeugte, ha t gleich-
falls die angefallene Menge, nach Sorten ge-
gliedert, bis 3 1 . O k t o b e r 1946 d e m Bundes-
minister ium für Land- u n d Forstwirtschaft a n -
zumelden u n d nach dessen Weisungen zu ve r -
wenden.

(3) In der Anmeldung sind auch jene Mengen
anzuführen, die für die Veredelung, beziehungs-
weise Verwendung im eigenen Weinbaubet r ieb
und in d e r eigenen Verkaufsrebschule benöt ig t
werden. Hiebei ist auch die Gesamtfläche des
Ertragsweingartens des Anmeldepflichtigen anzu-
geben.

§ 2. (1) Das Bundesminister ium für Land- u n d
Forstwirtschaft teilt den Anmeldepflichtigen (5 1)
bis längstens 30. N o v e m b e r 1946 mit , welche
Anzahl a n Schnitt- u n d Wurzel reben im eigenen
Weinbaubet r ieb und in d e r eigenen Verkaufs-
rebschule verwendet werden kann . Die darüber
hinaus gehende Menge darf n u r nach den W e i -
sungen des Bundesministeriums für Land- u n d
Forstwirtschaft abgegeben werden.
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(2) Bereits abgeschlossene Verkaufsvereinba-
rungen dürfen ohne Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft
nicht durchgeführt werden.

§ 3. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden als Verwaltungsübertretung nach
§ 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1945, St. G. Bl.
Nr. 69, bestraft.

Kraus

1 8 7 . Verordnung der Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und Volks-
ernährung vom 5. September 1946 über die
Erfassung und Bewirtschaftung der Wein-
ernte 1946 (Weinerfassungs- und Bewirt-

schaftungsverordnung 1946).

Auf G r u n d de r Gesetze v o m 3. Juli 1945,
St. G. Bl. N r . 69, über das Verordnungsrecht des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft, be-
treffend landwirtschaftliche Erzeugnisse, und v o m
10. Juli 1945, St. G. Bl. N r . 63, über das Vero rd -
nungsrecht des Staatsamtes für Volksernährung,
betreffend die Bewirtschaftung v o n Lebensmit-
teln, wird verordne t :

§ 1. (1) Die gesamte Weinern te 1946 sowie die
noch vorhandenen Mengen Al twein unterl iegen
der Bewirtschaftung.

(2) We in im Sinne dieser V e r o r d n u n g
sind auch Wein t rauben , Traubenmaische und
Weinmos t .

(3) Zur fachlichen Beratung der Bundesmini-
sterien für Land- und Forstwirtschaft und Volks-
e rnährung in Fragen der Weinerfassung, Auf-
br ingung und Vertei lung wird beim Bundes-
minis ter ium für Volksernährung eine Wein-
lenkungskommission aufgestellt.

§ 2. (1) Alle Weinerzeuger, Winzer - und
Kellereigenossenschaften haben ihre Weinern te
1946 ode r die von ihnen durchgeführte Einlage-
rung binnen acht Tagen nach Beendigung der
Lese und gleichzeitig die noch in ihrer Verwah-
rung befindlichen Altweinmengen, beide ge t rennt
nach Edelwein und Direkt t rägerwein , schriftlich
bei dem nach dem Or t e der Einlagerung zu-
ständigen Gemeindeamte (in Wien beim Bezirks-
vorsteher) anzumelden. Ist der Wein in mehreren
Gemeinden eingelagert worden, so ist der A n -
meldung a m Or t e des Hauptbetr iebes eine Zu-
sammenstel lung der gesamten Weinern te , ge-
t r e n n t nach Einlagerungsorten, anzuschließen. In
der Anmeldung ist anzugeben, o b der Abliefe-
rungspflicht für das Jahr 1945 gemäß de r Ver -
o r d n u n g v o m 15. O k t o b e r 1945, St. G. Bl.
N r . 192, entsprochen wurde . Auch Verpächter
und Nutznießer , die auf G r u n d von Pacht- u n d
Nutzungsver t rägen Wein von Weinerzeugern
erhal ten haben diesen b innen acht Tagen anzu-

melden. Die Anmeldungen sind nach d e m Muster
de r Beilage in zweifacher Ausfert igung zu er-
statten.

(2) Die Weinernte 1946 ist hiebei mi t 90 P r o -
zent des erzeugten Weinmostes einzusetzen.
106 kg Trauben sind 100 Litern Maische, 135 kg
Trauben 100 Li tern Most gleichzusetzen.

(3) I n der Anmeldung sind gesondert auch die
nach d e m 1. August 1946 veräußer ten Mengen
Wein un te r Angabe des Erstehers auszuweisen.

(4) In der Anmeldung ist anzugeben, o b Wein-
abgabe im Buschenschank oder auf G r u n d v o n
Sedbstmarkterberechtigungen angestrebt wird.

(5) Weinerzeuger, deren Ernte 100 Liter nicht
überschreitet, sind von der Anmeldung befreit.

§ 3. (1) Die Überprüfung der Anmeldungen
obliegt der örtlich zuständigen Weinsteuer-
kommission, in Orten, wo diese nicht oder noch
nicht besteht, einer Kommission, der der Bürger-
meister (Bezirksvorsteher) oder sein Vertreter
und zwei vom Bezirkshauptmann auf Vorschlag
der Bezirksbauernkammer ernannte ortsansässige
Weinbautreibende angehören.

(2) In Orten mit insgesamt weniger als 10 ha
Weingartenfläche obliegt die Überprüfung der
Anmeldung [Abs. (1)] dem Bürgermeister (Be-
zirksvorsteher) oder seinem Stellvertreter.

§ 4. (1) Die ganze angemeldete Menge Alt-
wein — soweit die Ablieferungspflicht 1945 er-
füllt wurde — und von der angemeldeten Ernte-
menge 1946 30 Prozent — von letzterer min-
destens aber 500 Liter— werden für den Eigen-
bedarf freigegeben. Die restlichen 70 Prozent
der Erntemenge 1946 gelten als erfaßt und
sichergestellt. 5/7 davon dürfen nur nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieser Verordnung ab-
gegeben und in Verkehr gesetzt werden.

(2) Die verbleibenden 2/7 des 70prozent igen
Teiles [Abs. (1)] de r Erntemenge 1946 sind beim
Erzeuger z u lagern, pfleglich zu behandeln u n d
dürfen n u r nach von den Bundesministerien für
Land- und Forstwirtschaft u n d für Volkser-
nährung einvernehmlich zu erlassenden Wei -
sungen verwendet werden.

(3) Die durch eine Sonderverfügung der briti-
schen Militärregierung in Steiermark sicherge-
stellten Altweinmengen bleiben unbeschadet
der Bestimmungen des Abs. (1) auch weiterhin
erfaßt.

(4) I m Falle außerordent l icher Kriegsschäden
an Wirtschafts- und Wohngebäuden kann das
Bundesministerium für. Land- und Forstwirt-
schaft nach Anhörung der zuständigen Landes-
Landwirtschaftskammer und der Weinlenkungs-
kommission die in Abs. (1) festegesetzte Wein-
freimenge erhöhen.

§ 5. (1) Wein darf nur auf Grund von Wein-
bezugsberechtigungen oder Weinmarken gekauft
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und verkauft werden. Dies gilt auch für nicht
angemeldeten [§ 1, Abs. (5)] und für den Eigen-
bedarf freigegebenen Wein [§ 4, Abs. (4)].

(2) Für eine nach der Betriebsgröße abge-
stufte Versorgung der bäuerlichen nichtweinbau-
treibenden Bevölkerung mit Erntewein sind Be-
zugsscheine in der Höhe des bisher nachge-
wiesenen Bezuges auszustellen. Wein aus Direkt-
trägerreben ist ausschließlich für industrielle
Zwecke und Haust runk zu verwenden.

§ 6. (1) Buschenschank darf nur in jenen Or ten
ausgeübt werden, wo er seit altersher üblich ist
und auch dor t nur von solchen Betrieben, die
ihn nachweislich schon ausgeübt haben. Als
Buschenschank kann auf Antrag auch eine andere
Form des Weinabsatzes von den Bundesmini-
sterien für Land- und Forstwirtschaft und Volks-
ernährung bezeichnet und behandelt werden.

(2) Die Selbstmarkterberechtigungen sind in
jenem Verhältnis anzuerkennen, in dem sie
seinerzeit nachweislich zu dem Gesamternte-
ergebnis standen. Kann dieser Nachweis nicht er-
bracht werden, so setzen die Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und Volksernäh-
rung das Ausmaß der Selbstmarkterberechtigung
nach freiem Ermessen fest, wobei jedoch das tat-
sächliche Ausmaß der seinerzeit in Litern ausge-
drückten Selbstmarkterberechtigung nicht unter-
schritten werden soll. Die so abgesetzten Wein-
mengen sind ebenfalls in die abgabepflichtige
Weinmenge einzurechnen.

§ 7. (1) Der Transport von mehr als 5 kg
Trauben und mehr als 2 Litern oder 3 Bouteillen
(zu 0'72 bis 0'75 Liter) Wein unterliegt dem
Transportscheinzwang. Dies gilt jedoch nicht
für den Transport von Trauben oder Trauben-
maische vom Weingarten des Erzeugers in seinen
oder einen anderen Erzeugerkeller oder in den
Keller der zuständigen Winzer-, beziehungsweise
Kellereigenossenschaft.

(2) Transportbescheinigungen und Weinbezugs-
berechtigungen werden von den Bundesmini-
sterien für Land und Forstwirtschaft und
Volksennährung nach Anhörung der Weinlen-
kungskommission ausgestellt.

(3) Weinmarken werden nach Anhörung der
Weinlenkungskommission gleichzeitig mi t den
Lebensmittelmarken ausgegeben. Die Bundes-
ministerien für Land- und Forstwirtschaft u n d
Volksernährung können mit der Ausstellung von
Weinbezugsberechtigungen und Transportschei-
nen im Bedarfsfalle auch andere Stellen betrauen,
die hiebei an ihre Weisungen gebunden sind.

§ 8. (1) Die Weinlenkungskommission besteht
aus je einem Vertreter des Bundesministeriums
für Volksernährung als Vorsitzenden, des Bun-
desministeriums für Land- und Forstwirtschaft
als sein Stellvertreter, je zwei Ver t re tern der

Landes-Landwirtschaftskammern von Nieder-
österreich und Burgenland, des Weinhandels, der
Gastwirte, der Verbraucher, je einem Ver t re ter
der Landes-Landwirtschaftskammern für Steier-
mark und Wien und einem Vert re ter aus dem
Kreise der Winzergenossenschaften.

(2) Die Ernennung der Ver t re ter des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft, der
Landes-Landwirtschaftskammern u n d des Ver-
treters aus dem Kreise de r Winzergenossen-
schaften erfolgt durch den Bundesminister für
Land- u n d Forstwirtschaft, die Ernennung aller
übrigen Mitglieder nach Anhörung der zustän-
digen Interessenvertretungen — die der Ver-
treter de r Verbraucher nach Anhörung der Kam-
mer für Arbeiter u n d Angestellte und des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes — durch
den Bundesminister für Volksernährung. Mit
Ausnahme des Vorsitzenden u n d seines Stell-
vertreters ist für die übrigen Mitglieder der
Weinlenkungskommission je ein Stellvertreter zu
ernennen.

(3) Die Weinlenkungskommission beschließt
mi t einfacher St immenmehrhei t ihre von den
Bundesministerien, für Land- und Forstwirtschaft
und Volksernährung zu genehmigende Geschäfts-
ordnung .

§ 9. Die Erfassung und Bewirtschaftung des
Weines hat sich insbesondere auch auf folgende
Maßnahmen zu erstrecken:

auf eine entsprechende Vorratshal tung mi t
Rücksicht auf die z u erwar tende Weinqual i tä t ;

auf die Verwendung hochwertiger Weine für
Kompensa t ion - und Repräsentationszwecke;

auf die Zurückhaltung der Fechsung ganzer
Gebiete für diese Zwecke;

auf die Abgabe von Most und Wein an die
verarbeitende Industrie zu r Erzeugung von Sekt,
Süßwein, Weinbrand, alkoholfreiem Traubensaft
u n d zur Essigerzeugung;

auf den Verkehr mit den aus diesen Zuwei-
sungen gewonnenen Erzeugnissen.

§ 10. (1) Von den 5/7 der gemäß § 4, Abs. (1),
erfaßten Weinmenge sind grundsätzlich

40 Prozent bis längstens 30. November 1946,
40 Prozent bis längstens 30. April 1947 und
20 Prozent bis längstens 30. September 1947,
in Or ten mit Preisgruppen der Erzeugerhöchst-

preise für Weißwein von der neunten Gruppe auf-
wärts, für Rotwein von der achten Gruppe auf-
wärts (Verlautbarung in der „Wiener Zeitung"
N r . 21 vom 14. Oktober 1945) jedoch

50 Prozent bis längstens 30. April 1947 und
50 Prozent bis längstens 30. September 1947

abzugeben [§ 6, Abs. (1)].



Stück 57 , N r . 187. 397

(2) In besonders begründeten Fällen kann das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
auf Ansuchen der Erzeuger (Winzer- und Kellerei-
genossenschaften) und nach Einholung eines Gut -
achtens der Spitzenweinbewertungskommission mit
Rücksicht auf die Weinqualität eine Erstreckung
dieser Ablieferungstermine bewilligen.

§ 11. (1) Händler und Gastwirte erhalten bei
der erstmaligen Ausstellung ihrer Weinbezugsbe-
rechtigung ein nach freiem Ermessen von den Bun-
desministerien für Land- und Forstwirtschaft und
Volksernährung zu bestimmendes Kontingent zu-
gewiesen. In der Zeit vom 1. August 1946 bis zum
Inkrafttreten dieser Verordnung bezogener Wein
ist auf dieses Kontingent anzurechnen. Weitere
Weinbezugsberechtigungen werden nur nach M a ß -
gabe und im Umfange der durch die Händler von
den Käufern eingezogenen Weinbezugsberechti-
gungen oder der von Gastwirten und Wein-
einzelhändlern den Verbrauchern abgenommenen
Weinmarken, die gleichzeitig abzuführen sind,
ausgestellt.

(2) Die beim Verkauf oder Ausschank durch
Selbstmarkter und Buschenschänker den Verbrau-
chern abgenommenen Weinmarken sind den im
§ 3 genannten Kontrollorganen am 1. eines jeden
Monates gegen Empfangsbestätigung abzuführen.

(3) Weinhändler und Gastwirte haben die von
ihnen eingezogenen Weinbezugsberechtigungen
und Weinmarken, soweit sie nicht zum Bezuge
neuer Weinbezugsberechtigungen verwendet wur-
den, am 1. eines jeden Monates dem Bundesmini-
sterium für Volksernährung gegen Empfangsbe-
stätigung abzuführen.

§ 12. Weinhändlern und Gastwirten kann eine
Frist zur Abgabe der von ihnen bezogenen Wein-
mengen vorgeschrieben werden. Sie haben den
Bundesministerien für Land- und Forstwirtschaft
und Volksernährung allmonatlich unter Vorlage
der Einkaufs- und Abgabebelege eine Bestands-
meldung über ihre Weinvorräte zu erstatten. Sind
bezogene Mengen in größerem Umfange nicht abge-
setzt worden, so können Weinkäufer anläßlich der
Ausstellung von Weinbezugsberechtigungen ange-
wiesen werden, ihren Bedarf bei einem dieser Wein-
händler oder Gastwirte zu decken, die ihrerseits
verpflichtet sind, diese Weinbezugsberechtigungen
einzulösen.

§ 13. Einkäufer, die nach dem 1. August 1946
alber noch vor dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung Weih einkauften, haben dies den Bundes-
ministerien für Land- und Forstwirtschaft und
Volksernährung bis spätestens 15. Oktober 1946
schriftlich unter Angabe der Menge, der Art, des
Preises der Ware und des Verkäufers anzuzeigen.

§ 1 4 . Wenn Weinhändler oder Gastwirte
gleichzeitig Weinerzeuger sind, so kann ihnen die

Verwertung im eigenen Betriebe gegen Verrech-
nung auf das im Verkehr zu setzende Kontingent
[§ 4, Abs. (1)] bewilligt werden. Hiebei sind die
Bestimmung n des § 12 sinngemäß anzuwenden.

§ 15. (.) Ergeben sich in besonders gelagerten.
Fällen aus der Anwendung der Bestimmungen
dieser Verordnung unbillige Härten, so kann, so-
weit es sich um Erfassung und Aufbringung
handelt, das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft, in allen anderen Fällen das
Bundesministerium für Volksernährung nach An-
hörung der Weinlenkungskommission Sonderver-
fügungen zur Vermeidung oder Milderung solcher
Här ten treffen.

(2) Im Bedarfsfalle können Weinhändlern und
Gastwirten Bezugsberechtigungen zum Einkaufe
nur in bestimmten Gebieten ausgestellt werden.

§ 16. Soweit christliche Religionsgemeinschaften
unter die Bestimmungen des § 1 fallen, haben sie
in der Anmeldung ( § 1 ) anzugeben, welche Wein-
mengen für Kultuszwecke der eigenen Pfarre oder
des eigenen Stiftes (Kloster) benötigt werden. Die
Bedarfsmenge wird in dem von den Bundesmini-
sterien für Land- und Forstwirtschaft und Volks-
ernährung festzusetzenden Ausmaße der Wein-
freimenge [§ 4, Abs. (1)] zugerechnet. Ein An-
spruch auf Buschenschank, auf Selbstmarkterbe-
rechtigung oder Anwendung des § 14 ist zu be-
rücksichtigen. Über die restliche bewirtschaftete
Weinmenge [§ 4, Abs. (1), 2. Satz] verfügen zu
Kultuszwecken der christlichen Religionsgemein-
schaften die Bundesministerien für Land- und
Forstwirtschaft und Volksernährung.

§ 17. W o Landes-Landwirtschaftskammern oder
Bezirksbauernkammern nicht bestehen, bestimmt
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft nach Anhörung der Landeshauptmannschaft
(des Magistrates der Stadt Wien) jene Stellen oder
Personen, welche die in dieser Verordnung den
Landes-Landwirtschaftskammern (Bezirksbauern-
kammern) übertragenen Aufgaben durchzuführen
haben.

§ 18. Sollte die Lese im Zeitpunkt der Ver-
lautbarung dieser Verordnung bereits beendet
sein, so sind die im § 2 vorgesehenen Anmeldun-
gen unverzüglich zu erstatten.

§ 19. Übertretungen dieser Verordnung werden
— unbeschadet einer allfälligen strafgerichtlichen
Ahndung — von der örtlich zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde (staatlichen Polizeibenörde)
gemäß § 4 des Gesetzes vom 4. Jul i 1945, St. G. Bl.
N r . 69, beziehungsweise v o m 10. Juli 1945,
St.G.Bl. Nr. 63, bestraft.

Kraus Frenzel




